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Irgendwann schien Justizminis-
terBeat Jans andiesemMittwoch-
nachmittag im grossen Saal des
Nationalrats zu resignieren. Auf
den Vorwurf aus den Reihen der
SVP, er sei zu wenig mutig im
Umgang mit renitenten und kri-
minellenAsylsuchenden, sagte er:
«Ich bin Justizminister. Ich muss
mich an die Gesetze halten, die
Sie hier im Parlament machen,
und kann nicht einfach Leute ins
Gefängnis stecken.»

Auf die Kritik, seine «run-
denTische» zur Problematik der
kriminellen Asylsuchenden sei-
en nutzlos, entgegnete er: «Das
nächste Mal muss ich einen an-
derenNamendafür finden. ‹Run-
derTisch› töntwahrscheinlich zu
harmlos.»

Und als SVP-Präsident Marcel
Dettling denSP-Bundesrat fragte,
ob erderMeinung sei, dass es zur
humanitären Hilfe der Schweiz
dazugehöre, Asylsuchende ins
Land zu lassen, «die Schweizer
Frauenvergewaltigen», sagte Jans
bloss: «Ich glaube, Sie erwarten
jetzt nicht wirklich eine Antwort
von mir.»

Vordergründig war es eine
ganz normale Asyl- und Sicher-
heitsdebatte imBundeshaus.Tat-
sächlich ging es an dieser «aus-
serordentlichen Session Sicher-
heit» aber auch um die nächste
grosse politische Auseinander-
setzungderSchweiz.Die SVPwill
mit ihrer Initiative «Keine 10-Mil-
lionen-Schweiz» dafür sorgen,
dass die ständige Wohnbevölke-
rung bis zum Jahr2050 die Gren-
zevon zehnMillionennicht über-
schreitet. Am 14. Juni stimmt die
Schweiz darüber ab. Gestern lief
sich die SVP im Nationalrat für
den Abstimmungskampf warm.

Heute leben rund 9,1 Millio-
nenMenschen in unserem Land.
Sobald es 9,5Millionen sind,ver-
pflichtet die Initiative den Bun-
desrat und das Parlament, erste
Massnahmen zu ergreifen, um
das Bevölkerungswachstum zu
drosseln.DieseMassnahmendre-
hen sich jedoch nicht um man-
gelnde Wohnungen, verstopfte
Strassenoderüberfüllte Züge,wie
manvielleicht erwarten könnte –
sondern um das Asylsystem und
den Familiennachzug.

Alle grossen Wirtschaftsver-
bände und alle anderen Parteien
von Grünen bis FDP bekämpfen
die Initiative vehement. Sie be-
fürchten unter anderem,dass die
Vorlage zur Kündigung der Per-
sonenfreizügigkeit und der bila-
teralen Beziehungen zur Euro-
päischen Union führen könnte.

Beamtemit
Pinocchio-Nasen
DochwerdenVertreterinnenund
Vertretern der SVP im Parlament
zuhörte, merkte schnell: Der Ab-
stimmungskampf um die Initia-
tive wird sich stark auf die Asyl-
politik konzentrieren – und viel
weniger auf die Beziehungen zu
Europa. SVP-Nationalrat Pascal
Schmid sagt es so: «Der Asylbe-
reich regt die Leute am meisten
auf.» Neben Europa ist es das
Thema, das die SVP gross ge-
macht hat. Sie treibt damit die an-
derenParteien–undganz beson-

ders SP-Asylminister Beat Jans
– seit Jahren vor sich her. «Asyl-
Jans und seine Lügen-Beamten»,
schrieb die SVP am 20. Februar,
nachdem der Bund neue Asyl-
und Zuwanderungszahlenveröf-
fentlicht hatte.DieMedienmittei-
lung war mit einer Fotomontage
illustriert, die Jans umgeben von
«Beamten» mit Pinocchio-Na-
sen zeigte.

Und so ging es auch gestern
im Nationalratssaal zu und her.
«Die bisherige Asylpolitik ist ge-
scheitert», sagte Pascal Schmid
an Bundesrat Jans gerichtet, der
sich umeine entspannteHaltung
auf seinem Stuhl bemühte,wäh-
rend der SVP-Politiker dramati-
sche Töne anschlug. «Monat für
Monat strömen Tausende von
Asylmigranten in unser Land!»
Die Kosten hätten sich verdop-
pelt, die Pendenzen seien ange-
stiegen, und noch nie hätten sich
derartvieleMenschen imAsylsys-
tem befundenwie heute.

Jans habe einmal gesagt, in
derAsylpolitik gehe es umMen-
schen. «Ich frage Sie, Herr Bun-
desrat, was ist denn mit dem

Schutz unserer Menschen?» Er
sei «entsetzt,wiewenig derBun-
desrat gegen die Missstände im
Asylwesen unternimmt». Schmid
forderte Jans dazu auf, an die
SVP-Initiative «Keine 10-Milli-
onen-Schweiz» zu denken, die
er in den nächsten Monaten im
Namen des Bundesrats und des
Parlaments bekämpfen muss.
«Wird die Asylmigration be-
schränkt, dann bleibtmehr Platz
fürArbeitszuwanderung», sagte
der Asylchef der SVP.

Wenig Interesse
an den Voten der SVP
Der Zürcher SVP-Nationalrat
Thomas Matter ist der Erfin-
der der SVP-Initiative und führt
für die Partei denAbstimmungs-
kampf.Erbestätigte,was Schmid
im Rat antönte: «Wenn wir das
Asylproblem lösen,habenwirdas
Ziel der Initiative schon fast er-
reicht.» Er glaube nicht, dass die
Vorlage dann die Kündigung der
Personenfreizügigkeit nötig ma-
che. Matter meint sogar, «dass
nach einem Ja zur Initiative uns
dieWirtschaftsverbände endlich

unterstützen werden im Asylbe-
reich».Wenn sich diese zwischen
Migranten entscheidenmüssten,
wählten sieArbeitskräfte statt so-
ziale Zuwanderung.

So vehement sich die anderen
Parteien gegen die Initiative der
SVPengagieren, sowenig Interes-
se zeigten die Politikerinnen und
Politiker an denVoten derSVP im
Nationalratssaal.Mandiskutierte
untereinander, snackte, arbeitete
amLaptop oderwargarnicht erst
am Platz. Einzig die Grüne Sibel
Arslan widersprach und sorgte
füreinenkleinenSchlagabtausch.
«Wieso verhindert die SVP ei-
gentlich immerwieder,dassAsyl-
suchende erleichterten Zugang
zumArbeitsmarkt bekommen?»,
fragte sie.

Darauf entgegnete Schmid:
«Schauen Sie doch mal, Frau
Arslan, wer da kommt. Da kom-
men Leute aus Steinzeitkultu-
ren, Analphabeten.» (Lacher in
den Sitzreihen der SVP). «Sie,
Frau Arslan, füllen damit unser
Land auf.»

Der St. Galler SVP-Nationalrat
Mike Egger fragte darauf seinen

Parteikollegen: «KönnenSie Frau
Arslan erklären,wievieleAsylvor-
stösse die SVPbisher eingereicht
hat?» Es seien über 300, antwor-
tete Schmid, «aber es braucht
eben noch ein paarmehr».

Arslan, eine Gegnerin der
Initiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz», sagt, dieArgumentati-
on der SVP sei völlig absurd: Die
Partei gebe vor,mit ihrerVorlage
etwas fürdie Schweiz zumachen.
Dabei gehe es einmal mehr dar-
um, das Asylsystem und die hu-
manitäre Tradition der Schweiz
zu beschädigen, und das auf klar
völkerrechtswidrigeWeise. «Da-
mit greift die SVP die Identität
der Schweiz an.» Die überpartei-
liche Allianz gegen die Initiative
argumentiert, die SVPwürdemit
ihrem Volksbegehren genau das
Gegenteil bewirken,was sie vor-
gebe, erreichen zuwollen: «Cha-
os bei der Sicherheit,weil Schen-
gen und Dublin wegfallen wür-
den. Statt dringend benötigter
Fachkräfte kämen abgewiesene
Asylsuchende aus ganz Europa.»

Die grosse Kammer stimmt
zwei Vorstössen der SVP zu
Bundesrat Jans versuchte, den
Vorstössen der SVP mit Fakten
entgegenzutreten – mit den-
selben, die er am Vortag bereits
im Ständerat nannte. Die SVP
habe recht, wenn sie auf die ho-
hen Asylzahlen in den vergan-
genen Jahren hinweise, sagte er.
Doch den Grund für denAnstieg
habe die Partei verschwiegen.
Wegen des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine hätten
über 100’000 Menschen Schutz
gesucht in der Schweiz. «Scha-
de, dass Sie das nicht erwähnt
haben», sagte Jans und hob die
jüngste Entwicklung hervor: Die
Anzahl derAsylgesuche sei 2025
das zweite Jahr in Folge zurück-
gegangen, «minus sieben Pro-
zent im Vergleich zumVorjahr».
«Die Gesuche umSchutzstatus S
nehmen ebenfalls ab, und die ir-
regulären Grenzübertritte haben
sich innerhalb eines Jahresmehr
als halbiert. Die erstinstanzlich
hängigen Fälle gehen kontinu-
ierlich zurück.»

Jans drang mit seiner Argu-
mentationnicht durch.Wie schon
amDienstag derStänderat sprach
sich auch der Nationalrat am
Ende für zwei Vorstösse der SVP
aus.Es handelt sich umdieselben
Anliegen: Einerseitsverlangendie
Räte eine neueAsylstrategie,wel-
che die Anzahl der Asylgesuche
deutlich einschränken soll.Ande-
rerseitswollen sie, dass renitente
Asylsuchende in Bundesasylzen-
tren mit zehntägigen Ausgangs-
sperren oder Inhaftierungen be-
straft werden können.

Am nächsten Montag eröff-
net SP-Bundesrat Jans offizi-
ell den Abstimmungskampf ge-
gen die Initiative der SVP. Er tut
dies flankiert von den Gewerk-
schaften, Wirtschaftsverbän-
den und Kantonen. Dem Ver-
nehmen nach soll hin und wie-
der auchAussenminister Ignazio
Cassis (FDP) seinen Kollegen im
Abstimmungskampf unterstüt-
zen. Derweil hat die SVP bereits
eine neueMedienmitteilung ver-
schickt. Sie kündigt darin neue
Vorstösse im Asylbereich an.

«Ich bin entsetzt, Bundesrat Jans,
wie wenig Sie gegen die Asylmissstände tun»
Kampf um die «10-Millionen-Schweiz» Die SVP läuft sich warm für den Abstimmungskampf um ihre Initiative.
Bereits jetzt zeigt sich, auf wen sie die nächsten Monate zielen wird: auf Asylsuchende – und auf den Justizminister.

«Die Anzahl der Asylgesuche ist 2025 das zweite Jahr in Folge zurückgegangen»: Bundesrat Beat Jans versucht,
während der ausserordentlichen Session zum Thema Sicherheit die Wogen zu glätten. Fotos: Peter Klaunzer (Keystone)

«Der Asylbereich
regt die Leute
ammeisten auf.»

Pascal Schmid
SVP-Nationalrat
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Knapp zweiWochen dauert nun
schon der Krieg, den Israel und
die USA gegen den Iran führen.
Und noch immer ist nicht klar,
mit welchem Ziel sie es tun.

Zuschauer sind wie so oft die
Europäer. Dabei ist ein freier
Iran gerade für sie eine Chance:
Er birgt ein gewaltiges wirt-
schaftliches Potenzial – sowohl
durch den Absatzmarkt, den
das Land mit seinen 90 Millio-
nen Einwohnern darstellt, als
auch durch die niedrigen
Energiepreise, die er Europa
bieten könnte.

Gerade die Planlosigkeit von
US-Präsident Donald Trump
eröffnet Europa die Möglich-
keit, sich geschlossen dafür
einzusetzen, dass der Iran eine
Chance auf Zukunft bekommt.
Ein erfolgreicher Regimewech-
sel scheint derzeit nur mit
einem Menschen möglich zu
sein: Reza Pahlavi hat es ge-
schafft, der iranischen Opposi-
tion ein Gesicht zu geben und
grosse Teile der über Jahrzehn-
te zerstrittenen Gruppierungen
zu vereinen. Auf den Strassen
des Iran und aus den Fenstern
ihrerWohnungen rufen sie
seinen Namen.

Ja, er ist der Sohn des letzten
Schahs – des Diktators, unter
dem es zu Menschenrechtsver-
letzungen kam. Doch den Luxus,
auf einen Demokraten zuwar-
ten, hat der Iran nicht. Selbst
Menschen, die Pahlavi lange
kritisch gegenüberstanden,
sehen in ihm die einzige Chance
auf einen geordnetenWandel.

Dafür aber braucht Pahlavi
Rückendeckung. Deshalb sollte
Europa ihn jetzt als Kopf der
Opposition anerkennen. Im
Gegenzug wäre es klug, Ent-
scheidendes zu verlangen:
Pahlavi muss sich dazu ver-
pflichten, für eine Demokratie
als einzig mögliche künftige
Staatsform zu kämpfen.

Europa sollte
den Sohn des Schahs
anerkennen

Oliver Meiler, Paris

Wieder gab es die Marseillaise
im Chor, a cappella. Diesmal
an Bord des Flugzeugträgers
Charles de Gaulle, der gerade
im östlichen Mittelmeer ange-
kommen ist. Frankreichs Präsi-
dent Emmanuel Macron hatte
das grosse Schiff dahin beor-
dert, und er war nun persönlich
da, um die Belegschaft zu
begrüssen. Mit Nationalhymne,
inmitten der Soldaten.
Und man muss schon sagen:
Ohne Bläser, ohne Streicher
und Trommler wirkt sie noch
mächtiger, noch dringlicher.

Die Bilder des Präsidenten an
Deck der Charles de Gaulle
kamen rechtzeitig für die
Abendnachrichten in Frank-
reich. Sie könnten einen Trend
verstärken, der gerade wie ein
Wunder Macrons Schlussjahr
als Präsident aufhellt. Seit
Beginn des Kriegs im Iran
steigen seine Beliebtheitswerte
sprunghaft: plus sechs Pro-
zentpunkte, in einerWoche.

Das ist erstaunlich, obschon
sich französische Präsidenten
natürlich immer schon als
«Chef des armées» profilieren
konnten. Und das seit dem
«General», seit Charles
de Gaulle eben, der diese Rolle
eines Oberbefehlshabers
der nationalen Streitkräfte
in die Verfassung der Fünften
Republik schreiben liess.

Dass das auch für Macron
gelten würde, der in der Gunst
so tief gefallen war, war aber
wenig wahrscheinlich. In den
Augen der Franzosen macht er
aussen- und verteidigungspoli-
tisch gerade alles richtig. Die
ganze Sequenz seit dem ersten
Angriff der USA und Israels
auf den Iran vor zehn Tagen:
offenbar fehlerfrei.

Zunächst war da seine Rede
zur neuen Nukleardoktrin.
Macron spannte Frankreichs

Atomschirm in diesen un
gewissen Zeiten über alle
europäischen Partnerstaaten,
die darunter Schutz suchen
mögen, ohne sie aber an
der finalen Entscheidung
teilhaben zu lassen.

Die gesamte französische
Politik applaudierte, sogar
die Extremen hatten nichts
auszusetzen. Macron hatte es
geschafft, die Doktrin so
zu formulieren, dass sie breit
gefiel und doch historisch war.
Frankreich ist zwar nur noch
eine Mittelmacht, hoch ver-
schuldet dazu. Aber die Atom-

bombe steht noch immer
für Grossmacht. Auch da gab es
zum Schluss die Marseillaise,
vor dem Atom-U-Boot, eben-
falls a cappella.

Dann kam Macrons Fernseh
ansprache ans Volk, 15 Mil
lionen Zuschauer schalteten
sich zu. Er sagte, dass dieser
Krieg im Iran nicht Frankreichs
Krieg sei, dass der Krieg das
internationale Recht breche,
dass man aber die Henker
des iranischen Regimes nicht
beweine. Auch da warwohl
alles drin, das richtige Mass
an Haltung und Realismus.

Sein Tagesausflug nach Zypern
und zur Charles de Gaulle
sollte nun die Solidarität mit
dem europäischen Mitglieds-
land unterstreichen und
andere Partner mitziehen. Im
Mittelmeer sind jetzt so viele
europäische Fregatten statio-
niert wie seit langer Zeit nicht
mehr: auch spanische, italie
nische, griechische. Frank-
reichs Position in diesem Krieg
sei «pazifistisch, rein defen-
siv», sagte Macron. Man wolle
deeskalieren, die Alliierten
im Golf schützen und mit
helfen, die Strasse von Hormuz
zu befreien.

Was aber wäre, wenn die Iraner
die französische Militärbasis in
Abu Dhabi angreifen würden?
Könnte sich Frankreich dann
noch aus dem aktiven Krieg
heraushalten? Es ist ein Hoch-
seilakt. Macron gelingt er
bisher ganz gut. Er hat sich
ins Zentrum der Aufmerksam-
keit zurückgespielt. Manche
finden, er rette damit die Ehre
Europas. Andere sagen, sein
Auftritt sei auch viel Theater.
Wahrscheinlich ist es beides.
Aber immerhin: Frankreich
markiert Präsenz. Es ist
ein Rauchzeichen aus der
europäischen Ohnmacht.

Emmanuel Macron erlebt einWunder – als «Chef des armées»
Plötzlich steigt die Beliebtheit des französischen Präsidenten sprunghaft –
plus 6 Prozentpunkte in nur einer Woche. Macron vollbringt einen Hochseilakt.

Rettet er die Ehre Europas? Macron auf dem Flugzeugträger Charles de Gaulle, den er ins östliche Mittelmeer beordert hat. Foto: Gonzalo Fuentes (AP)

Alles auf links? Es scheint eine
grenzüberschreitende «Stadt-
kultur» zu geben, die vom
weltweiten Rechtstrend der
letzten Jahre kaum tangiert
wird. Das zeigt ein kursorischer
Blick über die Grenzen.

In München hat sich am Sonn-
tag nicht der CSU-Rivale, son-
dern ein Grüner für die Stich-
wahl gegen den amtierenden
SPD-Bürgermeister qualifiziert.
In NewYork hat im November
bekanntlich ein stramm links
gewickelter sozialdemokrati-
scher Kandidat, Zohran Mam
dani, das Establishment der
Demokraten ebenso geschlagen
wie die rechten Panikmacher.
In Miami wurde im Dezember
erstmals seit 29 Jahren eine
Demokratin zur Bürgermeiste-
rin gewählt, erstmals überhaupt
eine Frau, sehr zum Schock der

Republikaner Floridas. Und in
Zürich machte am Sonntag ein
Grüner der FDP in der Stadtre-
gierung einen Sitz abspenstig.

Kurz, dass die linkeren Kräfte
in den Grossstädten zulegen, ist
ein Phänomen, das weit über
die Schweiz hinausgeht. Dies,
obwohl sich in etlichen Ländern
insgesamt ein Rechtsrutsch
beobachten lässt (sogar in
Schweden),was sich just bei den
Kommunalwahlen in Bayern
und der Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg in Erfolgen
der AfD niederschlug. In den
urbanen Zentren teilt man sich
die Macht tendenziell zwischen
grün und rot.

Ironischerweise ist ein Grund
dafür die allgemeine Verunsi-
cherung, die in anderen Kontex-
ten genau dazu führt, dass

Menschen Antworten am rech-
ten Rand suchen. Die Preise
steigen, die Vermögensvertei-
lung ist himmelschreiend
ungleich, dieWirtschaft ruckelt,
und Arbeitsplatzsicherheit ist
ein Ding aus Zeiten, als das
Wünschen noch geholfen hat.

In den Städten spüren es
die Leute besonders auf dem
Wohnungsmarkt, von Tokio
über Frankfurt bis Los Angeles;
Fremdenangst spielt da eine
kleinere Rolle als die Furcht vor
Gentrifizierung. Von dieser sind
über Kontinente hinweg eine
Menge der vielfältigen Stadtbe-
wohnenden betroffen – und sie
fragen nach kollektiven, coura-
gierten Systemlösungen. Hier-
bei fällt auch ins Gewicht, dass
bei Städtern ein tertiärer Ab-
schluss verbreiteter ist als auf
dem Land.

Stadtluft macht frei, aber nicht
unbedingt reich. Diesbezüglich
gleicht Zürich eher San Diego
als Gonten imAppenzell.

Dort, auf dem Land, wo die
Bevölkerung homogener ist
und zugleich individualisierter
lebt, fürchtet man sich einer-
seits vor der Heterogenität der
Menschen und anderseits vor
der «Gleichschaltung» der
Regularien – oft mehr als vor
derWohnungsnot.

Dennoch ist eine Sache all
gegenwärtig: das Verlustgefühl.
Es herrscht drinnen in
der verdichteten Stadt wie
draussen auf dem Land (und
gründet im Abbau von Post
stellen, in der Abwertung der
eigenen Arbeit, in bröckelnden
Gewissheiten wie Europas
Frieden …). Dass sich die glo

balen Eliten als «Epstein Class»
desavouiert haben, hat das
Vertrauen ins System zusätz-
lich geschwächt, rechts und
links.

Beim Selbstbereicherungsspiel
scheinen die, die es können,
meist mit Erfolg mitzuzocken.
Solange sich das nicht ändert
und nur die Verluste der Big
Player sozialisiert werden,
nicht aber die Gewinne, werden
die bunten Massen von New
York bis Zürich wohl weiterhin
für mehr fassbare, in Regeln
gegossene soziale Sicherheit
stimmen.

Länder rücken nach rechts, Städte nach links
In der Limmatstadt ist es so, inMünchen undMiami auch: Die Städte derWelt wählen anders als somanche nach rechts gerückte Nation.

Dass die linkeren
Kräfte in
den Grossstädten
zulegen, ist ein
Phänomen, dasweit
über die Schweiz
hinausgeht.
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